
Überblick aktueller Sonderregelungen 

für Personen aus sicheren Herkunftsstaaten

Grundgesetz

Art. 16a Abs. 3 GG

Durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, können Staaten bestimmt werden,

bei denen auf Grund der Rechtslage, der Rechtsanwendung und der allgemeinen politischen

Verhältnisse  gewährleistet  erscheint,  dass  dort  weder  politische  Verfolgung  noch

unmenschliche oder erniedrigende Bestrafung oder Behandlung stattfindet. Es wird vermutet,

dass  ein Ausländer  aus  einem solchen Staat  nicht  verfolgt  wird,  solange er  nicht Tatsachen

vorträgt,  die die Annahme begründen,  dass er entgegen dieser Vermutung politisch verfolgt

wird.

Aufenthaltsgesetz

§ 11 Abs. 7 AufenthG

Gegen  einen  Ausländer,  dessen  Asylantrag  nach  §  29a  Absatz  1  des  Asylgesetzes  als

offensichtlich unbegründet abgelehnt wurde, dem kein subsidiärer Schutz zuerkannt wurde, das

Vorliegen der Voraussetzungen für ein Abschiebungsverbot nach § 60 Absatz 5 oder 7 nicht

festgestellt wurde und der keinen Aufenthaltstitel besitzt kann das Bundesamt für Migration

und  Flüchtlinge  ein  Einreise-  und  Aufenthaltsverbot  anordnen.  Das  Einreise-  und

Aufenthaltsverbot wird mit Bestandskraft der Entscheidung über den Asylantrag wirksam. 
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§ 44 Abs. 4 Satz 2 AufenthG

Diese  Regelung  findet  entsprechend  auf  Ausländer  Anwendung,  die  eine

Aufenthaltsgestattung besitzen und bei denen ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt

zu erwarten ist. Bei einem Asylbewerber, der aus einem sicheren Herkunftsstaat nach § 29a

des Asylgesetzes stammt, wird vermutet, dass ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt

nicht zu erwarten ist.

§ 45a AufenthG

Die berufsbezogene Deutschsprachförderung ist ausgeschlossen für einen Ausländer, der eine

Aufenthaltsgestattung  nach  dem  Asylgesetz  besitzt  und  bei  dem  ein  dauerhafter  und

rechtmäßiger  Aufenthalt  nicht  zu  erwarten  ist.  Bei  einem  Asylbewerber,  der  aus  einem

sicheren  Herkunftsstaat  nach  §  29a  des  Asylgesetz  stammt,  wird  vermutet,  dass  ein

rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt nicht zu erwarten ist.

§ 60a AufenthG

Dringende persönliche Gründe im Sinne von Satz 3 können insbesondere vorliegen, wenn der

Ausländer  eine  qualifizierte  Berufsausbildung  in  Deutschland  vor  Vollendung  des  21.

Lebensjahres aufnimmt oder aufgenommen hat und nicht aus einem sicheren Herkunftsstaat

nach § 29a des Asylgesetzes stammt.

§ 60a Abs. 6 Nr. 3 AufenthG

Einem Ausländer, der eine Duldung besitzt,  darf die Ausübung einer Erwerbstätigkeit nicht

erlaubt werden werden, wenn er Staatsangehöriger eines sicheren Herkunftsstaates nach §

29a des Asylgesetzes ist und sein  nach dem 31. August 2015 gestellter Asylantrag abgelehnt

wurde.
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Asylgesetz

§ 29a  AsylG

Der Asylantrag eines Ausländers aus einem Staat im Sinne des Artikels 16a Abs. 3 Satz 1 des

Grundgesetzes (sicherer Herkunftsstaat) ist als offensichtlich unbegründet abzulehnen, es sei

denn,  die  von  dem  Ausländer  angegebenen  Tatsachen  oder  Beweismittel  begründen  die

Annahme,  dass  ihm  abweichend  von  der  allgemeinen  Lage  im  Herkunftsstaat  politische

Verfolgung droht.

§ 47 AsylG (i.V.m. § 59a S. 2 AsylG lesen)

Ausländer  aus  einem  sicheren  Herkunftsstaat  (§  29a)  sind  verpflichtet,  längstens  bis  zur

Entscheidung  des  Bundesamts  über  den  Asylantrag  und  im  Falle  der  Ablehnung  des

Asylantrags  bis  zur  Ausreise  oder  bis  zum  Vollzug  der  Abschiebungsandrohung  oder

-anordnung in der für ihre Aufnahme zuständigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen.

§ 61 AsylG

Einem Ausländer aus einem sicheren Herkunftsstaat gemäß § 29a, der  nach dem 31. August

2015  einen  Asylantrag  gestellt hat,  darf  während  des  Asylverfahrens  die  Ausübung  einer

Beschäftigung nicht erlaubt werden. 

§ 75 AsylG (i.V.m. §§ 29a, 36 Abs. 3 Satz 1 AsylG lesen)

Die Klage gegen Entscheidungen nach diesem Gesetz hat nur in den Fällen des § 38 Absatz 1

sowie der §§ 73, 73b und 73c aufschiebende Wirkung.
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Sozialgesetzbuch

§ 131 SGB III

Für  Ausländerinnen  und  Ausländer,  die  eine  Aufenthaltsgestattung  nach  dem  Asylgesetz

besitzen  und  aufgrund  des  §  61  des  Asylgesetzes  keine  Erwerbstätigkeit  ausüben  dürfen,

können bis zum 31. Dezember 2018 Leistungen nach dem Zweiten und Dritten Unterabschnitt

des Ersten Abschnitts des Dritten Kapitels sowie Leistungen nach den §§ 44 und 45 erbracht

werden, wenn bei  ihnen ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt  zu erwarten ist.  Bei

einem Asylbewerber,  der  aus  einem sicheren Herkunftsstaat  nach  §  29a des  Asylgesetzes

stammt, wird vermutet, dass ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt nicht zu erwarten

ist. 

§ 421 SGB III 

Die  Agentur  für  Arbeit  kann  die  Teilnahme  von  Ausländerinnen und Ausländern,  die  eine

Aufenthaltsgestattung  besitzen  und  nicht  aus  einem  sicheren  Herkunftsstaat  nach  §29a

Asylgesetz stammen, an Maßnahmen zur Erlangung erster Kenntnisse der deutschen Sprache

fördern, wenn dies zu ihrer Eingliederung notwendig ist und der Maßnahmeeintritt bis zum 31.

Dezember 2015 erfolgt.

Beschäftigungsverordnung

§ 26 Abs. 2 BeschV

Für  Staatsangehörige  von  Albanien,  Bosnien  und  Herzegowina,  Kosovo,  Mazedonien,

Montenegro und Serbien können in den Jahren 2016 bis einschließlich 2020 Zustimmungen

zur Ausübung  jeder Beschäftigung erteilt werden. Die Zustimmung darf nur erteilt werden,

wenn der Antrag  auf  Erteilung des Aufenthaltstitels  bei  der jeweils  zuständigen deutschen

Auslandsvertretung  im  Herkunftsstaat  gestellt  wurde.  Die  Zustimmung  darf  nicht  erteilt

werden, wenn der Antragsteller in den letzten 24 Monaten vor Antragstellung Leistungen nach
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dem Asylbewerberleistungsgesetz bezogen hat. Satz 3 gilt nicht für Antragsteller, die nach dem

1. Januar 2015 und vor dem 24. Oktober 2015 einen Asylantrag gestellt  haben, sich am 24.

Oktober  2015  gestattet,  mit  einer  Duldung  oder  als  Ausreisepflichtige  im  Bundesgebiet

aufgehalten haben und unverzüglich ausreisen. 

Bundesfreiwilligendienstgesetz

§ 18 Abs. 1 BFD

Ein Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug liegt vor […], wenn  ein Asylbewerber, bei

dem  ein  rechtmäßiger  und  dauerhafter  Aufenthalt  zu  erwarten  ist,  diesen  absolviert.  Bei

einem Asylbewerber,  der  aus  einem sicheren Herkunftsstaat  nach  §  29a des  Asylgesetzes

stammt, wird vermutet, dass ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt nicht zu erwarten

ist. 
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